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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Zweiunddreißigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
6 a, 23, 26 und 33 Abs. 2 und 4 Nr. 2 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes vom 28. April 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 481), zuletzt geändert durch das Einfüh- 
rungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 469), verordnet die Bundes- 
regierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. August 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), zuletzt geändert durch die Ein- 
unddreißigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 30. Januar 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 122), wird wie folgt geändert; 

1. § 52 erhält folgende Fassung: 

„§52 

Beschränkung nach § 23 Abs. 1 Nr. 4 und 5 AWG 
Rechtsgeschäfte, die den entgeltlichen Erwerb 

1. inländischer, auf Deutsche Mark lautender 

a) Schatzwechsel, 

b) unverzinslicher Schatzanweisungen, 

c) Vorratsstellenwechsel, 

d) bankgirierter Wechsel, die auf einen Ge- 
bietsansässigen gezogen und im Wirt- 
schaftsgebiet zahlbar sind, sowie bank- 


girierter eigener Wechsel, die ein Gebiets- 
ansässiger ausgestellt hat, 

e) Wechsel, die ein Gebietsansässiger ausge- 
stellt und ein gebietsansässiges Kreditin- 
stitut angenommen hat, 

durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen, 

2. inländischer Inhaber- oder Orderschuldver- 
schreibungen oder Schuldbuchforderungen, 
die vom Tage des Erwerbs durch Gebiets- 
fremde von Gebietsansässigen an innerhalb 
von vier Jahren insgesamt oder mit der letz- 
ten Tilgungsrate fällig werden, 

oder 

3. inländischer Inhaber- oder Orderschuldver- 
schreibungen oder Schuldbuchforderungen 
durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen 
unter der Verpflichtung des Gebietsansässi- 
gen, die Wertpapiere oder Schuldbuchforde- 
rungen innerhalb von vier Jahren zu einem 
fest bestimmten Preise zurückzuerwerben, 
oder inländischer Inhaber- oder Orderschuld- 
verschreibungen oder Schuldbuchforderungen, 
deren Rücknahme der Gebietsfremde inner- 
halb dieses Zeitraums verlangen kann, 

zum Gegenstand haben, bedürfen der Genehmi- 
gung.“ 

2. Kapitel VII a (§§ 69 a bis 69 c) und die Anlage 
D 1 zur Außenwirtschaftsverordnung werden 
aufgehoben. 
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3. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Nummern 8 a bis 10 
durch folgende Nummern 8 a bis 9 ersetzt: 

„8 a. ohne die nach § 52 erforderliche Geneh- 
migung ein Rechtsgeschäft über den Er- 
werb der dort genannten Wechsel, 
Schuldverschreibungen oder Schuldbuch- 
forderungen vornimmt, 

8 b. ohne die nach § 53 erforderliche Geneh- 
migung Zinsen gewährt oder 

9. ohne die nach § 58 a erforderliche Ge- 
nehmigung Zahlungen an Gebietsfremde 
leistet, die in Südrhodesien (Rhodesien) 
ansässig sind.'' 

b) In Absatz 2 Nr. 10 werden die Worte „oder 
§ 69 c" gestrichen. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. IS. 1) in Verbindung mit § 51 Abs, 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Kapitel VII a (§§ 69 a bis 69 c) der 
Außenwirtschaftsverordnung und die Anlage D 1 
zur Außenwirtschaftsverordnung sind jedoch in der 
bisher jeweils geltenden Fassung weiterhin auf den 
Bestand der Verbindlichkeiten in einem Bezugs- 
monat während des Zeitraums vom 1. März 1972 
bis zum 31. Juli 1974 anzuwenden. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 17. September 1974 — 1/4 (IV/2) — 651 03 — Au 36/74: 
Die Verordnung ist von den Bundesministern der Finanzen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 
Verkündet am 14. September 1974 im Bundesgesetzbl. I S. 2324. 

Gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des Bundesrates zugeleitet. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Die Zweiunddreißigste Änderungsverordnung 
zur Außenwirtschaftsverordnung hebt die Bar- 
depotpflicht, die zuletzt in Höhe eines Depotsat- 
zes von 20 V. H. bestanden hat, auf. Zugleich wird 
der Genehmigungsvorbehalt für den entgeltlichen 
Forderungserwerb durch Gebietsfremde abge- 
schafft. Dieser Genehmigungsvorbehalt diente 
der Ergänzung der Bardepotpflicht; er wird durch 
die Aufhebung des Bardepots entbehrlich. 

Der Abbau dieser Beschränkungen setzt die 
schrittweise Lockerung der Kapitalverkehrsbe- 
schränkungen fort. Die ersten Schritte auf diesem 
Wege wurden zu Beginn dieses Jahres mit der 
Neunundzwanzigsten und der Einunddreißigsten 
Änderungsverordnung zur Außenwirtschaftsver- 
ordnung gemacht. 

Stabilitäts- und währungspolitisch störende Li- 
quiditätszuflüsse sind in letzter Zeit nicht mehr 
aufgetreten und auch vorläufig nicht zu erwarten. 
Bei dem gegenwärtigen internationalen Zinsge- 
füge, das durch relativ hohe Zinsen im Ausland 
gekennzeichnet ist, sind die Anreize zum Kapital- 
import stark zurückgegangen. 

Die Bundesrepublik ist gegen unerwünschte Li- 
quiditätszuflüsse durch das System flexibler 
Wechselkurse weitgehend geschützt. Liquidi- 
tätszuflüsse können nur in dem Maße eintreten, 
wie die Bundesbank am Devisenmarkt inter- 
veniert. Sofern sie nicht interveniert, schlagen 
sich etwaige Kapitalzuflüsse im Wechselkurs der 
D-Mark nieder. Eine gewisse Aufwertungsten- 
denz der D-Mark ist wegen ihres Dämpfungs- 
effektes auf die Importpreise und den Außenbei- 
trag stabilitätspolitsch erwünscht. 

Innerhalb des europäischen Währungsverbundes 
besteht zwar eine Interventionspflicht der Bun- 
desbank, die in begrenztem Umfang zu Liquidi- 
tätszuflüssen führen kann. Seit einiger Zeit be- 
findet sich die D-Mark jedoch in einer relativ 
schwachen Position, die keine Interventions- 
pflicht der Bundesbank auslöst. Eine gewisse 
Höherbewertung der D-Mark würde den euro- 
päischen Währungsverbund nicht gefährden. 

Wenn es die Entwicklung der Kapitalströme not- 
wendig macht, können die Bardepotpflicht und 
der Genehmigungsvorbehalt für Forderungsab- 
tretungen jederzeit durch Rechtsverordnung wie- 
der eingeführt werden. 

2. Die gegenüber kurzfristigen Kapitalzuflüssen be- 
stehenden Beschränkungen in Form des Geneh- 
migungsvorbehalts für 

— den entgeltlichen Erwerb inländischer Geld- 
marktpapiere durch Gebietsfremde, 


— den Erwerb inländischer Inhaberschuldver- 
schreibungen, Orderschuldverschreibungen 
und Schuldbuchforderungen mit einer Rest- 
laufzeit bis zu vier Jahren durch Gebiets- 
fremde sowie für Pensionsgeschäfte mit einer 
Laufzeit bis zu vier Jahren in diesen Papie- 
ren mit Gebietsfremden 

— und für die Verzinsung von Guthaben Ge- 
bietsfremder bei inländischen Geldinstituten 

bleiben in Kraft. Diese Vorschriften dienen im 
wesentlichen dazu, die Mindestreservepflicht für 
Einlagen Gebietsfremder zu ergänzen und abzu- 
sichern. Bei Freigabe dieser Geschäfte bliebe die 
Gefahr kurzfristiger störender Kapitalbewegun- 
gen und damit einer Beeinträchtigung des Stabi- 
litätsziels bestehen. 


II. Besonderer Teil 

§ 1 Nr. 1 

In § 52 AWV sind in Absatz 1 die Nummer 4 sowie 
Absatz 2 gestrichen worden. Diese Bestimmungen 
enthielten das Genehmigungserfordernis für den ent- 
geltlichen Erwerb von Forderungen gegenüber Ge- 
bietsansässigen durch Gebietsfremde von Gebiets- 
ansässigen. Die Neufassung des § 52 AWV enthält 
die noch verbleibenden Genehmigungserfordernisse 
für den entgeltlichen Erwerb inländischer Geld- 
marktpapiere sowie für den entgeltlichen Erwerb in- 
ländischer Inhaberschuldverschreibungen, Order- 
schuldverschreibungen und Schuldbuchforderungen 
mit einer Laufzeit bis zu vier Jahren durch Gebiets- 
fremde sowie für Pensionsgeschäfte mit einer Lauf- 
zeit bis zu vier Jahren in diesen Papieren mit Ge- 
bietsfremden. 

§ 1 Nr. 2 

Diese Bestimmung beseitigt die Bardepotpflicht, die 
in den §§ 69 a bis 69 c AWV enthalten war. 

§ 1 Nr. 3 

Durch die Aufhebung des Genehmigungserfordernis- 
ses für Forderungsabtretungen an Gebietsfremde 
(§ 52 Abs. 1 Nr. 4 AWV) sowie der Bardepotpflicht 
(§§ 69 a bis 69 c AWV) ist eine Änderung der Vor- 
schriften der AWV über Ordnungswidrigkeiten not- 
wendig geworden. Die Neufassung des § 71 AWV 
(Absatz 1 Nr. 8 a bis 9, Absatz 2 Nr. 10) trägt diesem 
Erfordernis Rechnung. 

§ 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


3 



Drucksache 7/2556 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


§ 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Ver- 
ordnung. 

Das Genehmigungserfordernis für Forderungsabtre- 
tungen an Gebietsfremde entfällt danach am Tage 
nach der Verkündung der Verordnung. 

Für die Bardepotvorschriften gilt folgendes: 

Der letzte Bezugsmonat, für den Depotbeträge zu 
halten sind, ist der Monat Juli 1974. Der letzte De- 
potmonat (vgl. § 69 a Abs. 3 AWV) ist der Monat 
September 1974. Für Auslandskredite, die ab 1. Au- 
gust 1974 aufgenommen worden sind, braucht daher 
kein Bardepot mehr gehalten zu werden. Wer jedoch 
seiner bisherigen Depotpflicht nicht oder nicht voll- 
ständig nachgekommen ist, bleibt auch über Sep- 
tember 1974 hinaus zur Haltung der entsprechenden 
Depotbeträge verpflichtet. 
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